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n Die EU und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit

Die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes be-
ruht auf der Fähigkeit der darin angesie-
delten Unternehmen, mit der Konkurrenz 
im In- und Ausland mithalten zu können. 
Die EU ist die führende Exportmacht auf 
dem Weltmarkt. Doch aufgrund der nur 
langsam steigenden Arbeitsproduktivität, 
des Rückstands im globalen technologi-
schen Wettbewerb sowie der teilweise un-
günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen in gewissen Mitgliedstaaten riskiert 
sie, an Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren.

Arbeitsproduktivität
und Exportleistungen
Wettbewerbsfähigkeit kann u. a. anhand der 
Arbeits produktivität gemessen werden. 
Die se liegt in der EU um 26,7 % unterhalb 
jener der USA und leicht oberhalb jener 
von Japan. Die geringere Anzahl gearbei-
teter Stunden in den europäischen Län-
dern erklärt jedoch den Unterschied zwi-
schen der EU und den USA nur teilweise.

Die Zunahme der Arbeitsproduktivität 
be trug zwischen 1996 und 2005 im Jah-
resdurchschnitt in der EU 1,4 % und in 
der Euro zone 0,9 % – gegenüber 2,1 % in 
den USA.

Ein anderes Mass sind die Exportleistun-
gen, bei welchen die EU eine bessere Aus-
gangslage hat. Europa profitiert am stärks-
ten von der Globalisierung und bleibt der 

weltweit führende Exporteur von Industrie-
erzeugnissen – vor den USA, China und 
Japan. Zwischen 1999 und 2005 wuchsen 
die Exporte der europäischen Industrie um 
82 %, in den USA 30 % und in Japan 42 %. 
China hingegen hat seine Exporte von In-
dustrieprodukten in diesem Zeitraum bei-
nahe verdreifacht und exportiert seither 
mehr als Japan.

Wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
welche einen starken Einfluss auf die Wett-
bewerbsfähigkeit haben, variieren in den 
27 Mitgliedstaaten der EU stark: Die skan-
dinavischen Länder und Grossbritannien 
rangieren nach den Bewertungsskalen der 
Weltbank und des World Economic Forum 
auf den vorderen Plätzen, während Länder 
wie Italien und Griechenland mittelmässi ge 
Resultate erreichen. Allgemein gilt, dass 
die meisten europäischen Staaten über eine 
weniger konkurrenzfähige Wirtschaftsum-
gebung verfügen als die USA oder Japan.

Wirtschaftswachstum
Das Jahr 2006 war mit einem geschätzten 
Wachstum von 2,9 % – dem höchsten seit 
2000 – ein Jahr des wirtschaftlichen Auf-
schwungs für die EU.

Es sind v. a. die neuen Mitgliedstaaten, 
die als Antrieb des europäischen Wachs-
tums wirken. Die Ost-Erweiterung der EU 
stellt auf wirtschaftlicher Ebene einen Er-
folg dar, der nicht unterschätzt werden 
darf.

Die Erweiterung hat insbesondere die Ent-
stehung einer neuen paneuropäischen Ar-
beitsteilung gefördert, die zu einer wettbe-
werbsfähigen europäischen Wirtschaft bei-
trägt. Europäische Unternehmen haben 
ge wisse arbeitsintensive Produktionen in 
jene Teile Europas verlagert, in welchen die 
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Rahmenbedingungen am günstigsten sind. 
Damit wird auch der Wettbewerb zwischen 
den Produktionsstandorten verstärkt.

Der Handel zwischen alten und neuen 
EU-Mitgliedstaaten hat dazu geführt, dass 
in den neuen Mitgliedstaaten Tausende von 
Arbeitsplätzen geschaffen wurden. Dies wie-
derum half mit, die Konkurrenzfähigkeit 
der Unternehmen in den alten Mitglied-
staaten (v. a. Deutschland und Österreich) 
zu erhalten.

2006 wurden so 3,5 Mio. Arbeitsplätze ge-
schaffen. Die Vorbereitungen zum EU-Bei-
tritt haben die neuen Mitgliedstaaten dazu 
gebracht, sich so schnell wie möglich an 
die westeuropäischen Rahmenbedingun-
gen anzupassen und diese in gewissen Be-
reichen sogar zu übertreffen. Die makroöko-
nomischen Leistungen dieser Staaten sind 
trotz einer nach wie vor existierenden Dif-
ferenz zu den alten Mitgliedstaaten bemer-
kenswert.

Im internationalen Vergleich lässt das 
Wirt schaftswachstum der EU jedoch zu 
wünschen übrig. Seit mehreren Jahren be-
wegt sich das durchschnittliche Weltwirt-
schaftswachstum um die 4 % – mit wesent-
lichen Unterschieden zwischen den ver-
schiedenen Wirtschaftsregionen.

Die USA verzeichnen ein Wachstum von 
ungefähr 4 %, die grossen asiatischen Wirt-
schaftsmächte weisen Raten von 8 % oder 
mehr aus, während das durchschnittliche 
europäische Wachstum bei etwa 2 % liegt.

Dies beunruhigt insbesondere bezüglich 
der wirtschaftlichen Stärke Europas in den 
kommenden Jahrzehnten. Wenn Europa 
wei terhin bedeutend weniger schnell wächst 
als die anderen Wirtschaftsregionen, wer-
den viele dynamische Unternehmen Euro pa 
mehr und mehr den Rücken kehren. Die 
Folge wäre ein möglicherweise irreversib-
ler Prozess des technologischen und wirt-
schaftlichen Rückschritts. Die Lissabon-

Stra  tegie soll dies verhindern, indem Wachs-
tum und Beschäftigung in der EU – und 
damit ihre Wettbewerbsfähigkeit – gestärkt 
werden.

n Die Lissabon-Strategie
Im Jahr 2000 haben sich die Staats- und 
Re gierungschefs der EU in Lissabon zum 
Ziel gesetzt, die EU zur wettbewerbsfähig-
sten und dynamischsten wissensbasierten 
Wirtschaft der Welt zu machen – zu einer 
EU mit dauerhaftem Wirtschaftswachs-
tum, einer quantitativen und qualitativen 
Verbesserung der Beschäftigung und einem 
grösseren sozialen Zusammenhalt. Da-
mit reagierten die EU-Mitgliedstaaten auf 
die oben beschriebenen Herausforderun-
gen.

Um dieses Ziel zu erreichen, hat die EU 
eine umfassende Strategie verabschiedet: 
die Lissabon-Strategie. Die der Strategie zu-
grunde liegende Analyse definiert zwei 
Haupt probleme: zu geringe Produktivitäts-
zunahme und zu wenig Innovation. Ent-
sprechend stehen zwei Pakete strukturel-
ler Reformen im Zentrum der Strategie:

Erstens eine verstärkte Liberalisierung 
der europäischen Märkte, zweitens – um 

endogenes Wachstum zu erzeugen – die in-
tensive Förderung von Forschung und Ent-
wicklung sowie Bildung.

Die Lissabon-Strategie ist auf die Euro-
päische Union bezüglich ihrer speziellen 
Struktur, ihrer Stärken und Schwächen zu-
geschnitten. Sie wird auf der Basis einer 
«offenen Koordinationsmethode» umgesetzt, 
welche die klaren Kompetenzzuweisungen 
in der EU berücksichtigt: Operationelle Zie-
l e werden gemeinsam definiert, die natio-
nalen Programme in den einzelnen Län-
dern umgesetzt und die erreichten Resul-
tate regelmässig überprüft.

Die Strategie beeinflusst praktisch alle 
Aspekte der Wirtschafts-, Sozial- und Um-
weltpolitik der EU und ihrer Mitgliedstaa-
ten. Gemäss José Manuel Barroso, dem Prä-
sidenten der Europäischen Kommission, ge-
hört die Umsetzung der Lissabon-Strategie 
zu den wichtigsten Zielen der gemeinschaft-
lichen Politik.

Die Beurteilung der 
Lissabon-Strategie
Seit ihrer Veröffentlichung hat diese Strate-
gie eine umfassende Diskussion unter Ex-
perten hervorgerufen. 

Das Instrument «Flexicurity» vereinbart flexible Arbeitsmärkte mit sozialer 
Absicherung. «Flexicurity» soll einen Beitrag daran leisten, die Lissabon-Ziele 
Wachstum und Beschäftigung gleichzeitig zu erreichen.
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Für deren Mehrheit sind die weitere Libe-
ralisierung sowie die vertiefte Integration 
der Märkte die wichtigsten Elemente. Dar-
auf müsse die EU ihre Kräfte konzentrie-
ren, um ihre Leistung in den Bereichen 
Wachstum und Beschäftigung zu verbes-
sern.

Die Ergebnisse der Lissabon-Strategie 
werden erst im Jahr 2010 – am Ende der 
Umsetzungsperiode – genau erfasst wer-
den können. Die Kommission zieht in der 
2005 durchgeführten Etappenbeurteilung 
jedoch eine ziemlich positive Bilanz.

Dem stimmen die Wirtschaftskreise nicht 
zu. Wachstum und Beschäftigung gehören zu 
den wichtigsten Zielen. Somit ist der Er folg 
der Lissabon-Strategie daran zu messen.
 –  Der Europäische Rat hatte damals erklärt, 

dass «eine durchschnittliche Wachstums-
ra te von 3 % eine realistische Perspekti ve 
darstelle». Auch wenn dieses Ziel im Jahr 
2005 von mehr als der Hälfte der Mitglied-
staaten erreicht wurde, ist es von der EU 
in ihrer Gesamtheit verfehlt worden.

 –  Die Beschäftigung ist zwischen 2000 und 
2006 in der EU um 2,1 % und in der EU-
15 um 2,6 % gestiegen. Obwohl diese 
Wer te die vorgegebenen Ziele nicht errei-
chen, fällt die Entwicklung der Beschäf-
tigungsraten der Frauen und der älteren 
Arbeitnehmenden relativ gut aus.

 –  Bezüglich Forschung & Entwicklung 
übertreffen zurzeit einzig Finnland und 
Schweden das Ziel, 3 % des BIP dafür auf-
zuwenden. Die durchschnittlichen Aus-
gaben der EU für Forschung und Ent-
wicklung haben sich nicht verändert. 
Das Bildungsniveau im Allgemeinen hin-
gegen hat sich verbessert.

Unterschiedliche
länderspezifische Ergebnisse
Die Ausgangslagen in den EU-Mitgliedstaa-
ten sind sehr unterschiedlich, so auch die 

Ergebnisse bezüglich der Umsetzung der 
Lissabon-Strategie. Beim Vergleich der Er-
gebnisse darf man diese Unterschiede nicht 
vergessen.
 –  Dänemark, Österreich und Schweden er-

reichen die zentralen Ziele der Lissabon-
Strategie. Italien und Malta sind vom Er-
reichen dieser Ziele am weitesten ent-
fernt.

 –  15 Mitgliedstaaten weisen für den Zeit-
raum 2000 bis 2006 durchschnittliche 
Wachstumsraten von über 3 % aus. Neun 
Mitgliedstaaten verzeichnen ein Wachs-
tum unter 2 %, darunter Frankreich, Ita-
lien und die Bundesrepublik Deutsch-
land.

 –  Vier Mitgliedstaaten (Dänemark, die Nie-
derlande, Schweden, Grossbritannien) ha-
ben schon 2005 das Ziel von 70 % der glo-
balen Beschäftigungsrate erreicht; sieben 
Mitgliedstaaten weisen eine Rate unter 
60 % aus (Bulgarien, Italien, Ungarn, Mal -
 ta, Polen, Rumänien und die Slowakei).

Zusammenfassend kann man sagen, dass 
die nördlichen Länder im Allgemeinen po-
sitive Resultate ausweisen, die südlichen 
Staaten (ausser Spanien) bescheidene Resul-
tate verbuchen und die neuen Mitgliedstaa-
ten erhebliche Fortschritte machen. Die 
volkswirtschaftlich schon stark entwickel-
ten Länder zeigen eher schlechte Ergeb-
nisse, was den EU-Durchschnitt belastet.

n Ausblick
Es ist nicht ungewöhnlich, dass sowohl Be-
völkerung als auch Regierungen die EU für 
fehlende Erfolge verantwortlich machen – 
z. B. für Defizite bei Wachstum und Be-
schäftigung. Aber schon in den Mitglied-
staaten selbst sind Reformbemühungen 
sehr schwierig. Auf der europäischen Ebene 
gestalten sie sich noch viel komplizierter, 
kommen doch so viele Interessen und Vor-

stellungen zusammen. Auch die Idee, er-
folgreich durchgeführte Reformstrategien 
eines Landes auf andere Länder zu über-
tragen, erweist sich oft als nicht sehr ein-
fach. 

Die zukünftige wirtschaftliche Entwick-
lung in der EU hängt davon ab, wie die Lis-
sabon-Strategie umgesetzt wird.

Um die Bemühungen effektiver zu ma-
chen, hat der Europäische Rat im Frühling 
2006 entschieden, die Lissabon-Strategie 
auf vier prioritäre Aktionsbereiche zu fokus-
sieren:
 –  Wissen und Innovation
 –  Verbesserung der Rahmenbedingungen 

für Unternehmen
 – Arbeitsmarkt sowie
 – Energiemarkt.

Die Wirtschaftskreise begrüssten diese Um-
orientierung und tragen auf konstruktive 
Art und Weise zum Gelingen der Lissabon-
Strategie bei. Insbesondere werden sie sich 
an der für 2008 vorgesehenen nächsten An-
passung der Strategie beteiligen.

Wie alle Reformen in einem komplexen 
System wie der EU bedarf die Lissabon-
Strategie einer solchen kontinuierlichen An-
passung und Weiterentwicklung. Um die 
Institutionen und die Instrumente der EU 
effekti ver und effizienter zu gestalten, ha-
ben die Staats- und Regierungschefs am 
13. Dezem ber 2007 den Vertrag von Lissa-
bon unterzeichnet. Der Vertrag muss in al-
len Mitglied staaten ratifiziert werden. Ziel 
der EU ist, dass er am 1. Januar 2009 in 
Kraft treten wird.

Mithilfe dieser beiden Werke von Lissa-
bon möchte die EU ihr Ziel erreichen, zur 
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten 
wissensbasierten Wirtschaft der Welt zu 
werden. n

 Florent Roduit


